
ein Genosse zur Frage der Bildung von Betriebsgruppen der Gesell­
schaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft. Die Diskussion hätte 

eine bessere sein können. Die vorliegende Resolution war, im 
ganzen gesehen, zu umschreibend und nicht konkret genug. Vor 
allem in bezug auf das Eingehen auf die einzelnen Punkte, auf die 

es ankam."

Der Genosse Instrukteur läuft wie die Katze um den 
heißen Brei, formuliert einige allgemeine Redensarten und 
macht die Auswertung des Besuchs unmöglich, da niemand 
etwas mit dem Bericht anfangen kann. Er spricht z. B. von 
Schwächen und Mängeln der Gruppe, aber worin diese be­
stehen, verschweigt er. Er schreibt weiter, daß die Resolu­
tion nicht konkret genug abgefaßt war. Ganz abgesehen 
davon, daß das noch viel mehr auf seinen Bericht zutrifft, 
hätte er doch zumindest angeben müssen, worin diese Un­
klarheiten der Resolution bestehen.

Dieser Bericht ist also ein Musterbeispiel dafür, wie In­
strukteurberichte nicht aussehen sollen.

Einen weitaus besseren Bericht lieferte eine Genossin, 
die als Instrukteur bei der Privatfirma Hesse in Chemnitz 
weilte. Sie schreibt unter anderem:

,,Genosse Sch. als Betriebsgruppenleiter ist seit Januar in 
seiner Funktion und findet keinerlei Unterstützung durch die an­
deren Genossen. Es wurde bisher nur der Betriebsgruppentag 

regelmäßig durchgeführt, Bildungsabende oder Versammlungen 
wurden nicht abgehalten. In der Entschließung wurde daraufhin 
festgelegt, daß in Zukunft neben dem Betriebsgruppentag auch 

der Bildungsabend durchgeführt wird. Dies wollten jedoch die Ge­
nossen auf keinen Fall annehmen, da sie nicht für Bildungsabende 

sind, überhaupt wollten sie von einer Entschließung nichts wissen, 
da sie ja dann verpflichtet sind, auch nach dieser Verpflichtung zu 
arbeiten."

Dieser Bericht zeigt mit aller Deutlichkeit, daß der Be­
triebsgruppenleiter einen besonders schweren Stand hat. 
Was mußte also die Schlußfolgerung des zuständigen Stadt­
bezirks- und Kreisvorstandes bei einer richtigen Auswer­
tung des Berichtes sein? Schnellste Hilfe für den Betriebs­
gruppenleiter, damit eine ordnungsgemäße Durchführung 
der Wahl und eine fruchtbringende Arbeit der Betriebs­
gruppe in der Zukunft gewährleistet sind! Leider war das 
Gegenteil der Fall. Wie uns der Betriebsgruppenleiter be­
richtete, hat sich weder der Kreisvorstand noch die Stadt­
bezirksleitung im Betrieb sehen lassen, obwohl inzwischen 
vier Wochen seit dem Instrukteurbesuch verstrichen waren. 
Auch die Instrukteurin selbst ließ es bei ihrem einmaligen 
Auftauchen bewenden.

Was nützen aber die schönsten Instrukteurberichte auf 
dem Papier, wenn keine Auswertung erfolgt?

Aber wenn schon Auswertung, dann eine richtige! Diese 
Feststellung wird notwendig, wenn man untersucht, wie die 
Betriebsgruppenleitung der M a r t e n A G ,  Chemnitz-Borna, 
auf eine Kritik an ihrer Entschließung reagiert. Diese war 
vom zuständigen Instrukteur als „lau und zu nichts ver­
pflichtend" gekennzeichnet worden. Die Genossen der 
Marten AG haben sich die Kritik zu Herzen genommen und 
daraufhin die Resolution geändert. Ein an sich lobenswerter 
Entschluß, der ihnen zum Vorteil gereichen würde, wenn — 
etwas dabei herausgesprungen wäre. Daß das nicht der Fall 
ist, beweist die Gegenüberstellung der kritisierten Punkte 
der Resolution vor und nach der Neufassung:

Zur Arbeit- und Sozialpolitik:

A l t e  F a s s u n g :  „In den Fragen der Arbeit- und Sozial­
politik werden wir auch noch Verbesserungen treffen müssen, um 
in diesem Sinne zu erwirken, daß die Arbeit unserer Genossen und 
Kollegen im Betrieb eine Erleichterung findet."

N e u e  F a s s u n g :  „Arbeit- und Sozialpolitik ist von seiten 
der Betriebsgruppe bisher noch nicht richtig verstanden worden. 
Der neu zu wählende AS-Funktionär muß sich eine aktive Kom­
mission in der Betriebsgruppe suchen, um seiner großen Aufgabe 
gerecht zu werden."

Wen meinen die Genossen mit dem „neu zu wählenden 
AS-Funktionär"? Sie scheinen zu vergessen, daß der neue 
Vorstand nicht nach Ressorts, sondern als Kollektiv arbeiten 
soll. Und demzufolge trägt der gesamte Vorstand die Ver­
antwortung für alle Arbeiten der Betriebsgruppe. Er wird 
also auch gemeinsam über die neu zu wählende Kommis­
sion beraten.

Was ist aber wirklich neu bei der Umformulierung? Man 
will eine „aktive Kommission" bilden. Worin deren „Akti­
vität" bestehen soll, was ihre konkreten Aufgaben für die 
nächsten Wochen und Monate sind, welche Schritte zur 
Hebung der Aktivität führen werden — all das ist allerdings 
verschwiegen.

Zur Massenagitation:

A l t e  F a s s u n g :  „Die Massenagitation muß im Sinne der 
Produktionssteigerung, für Einheit Deutschlands und einen gerech­
ten Frieden rasch vorwärtsgetrieben werden."

N e u e  F a s s u n g :  „Die Genossen der betreffenden Werbe­
abteilung sind im Rahmen der neuen Aufgaben der Massenagitation 
zu erfassen. Die Bildung einer noch aktiveren Kommission wird 
ihnen zur alsbaldigen Aufgabe gemacht."

Hier spricht man sogar von einer „noch aktiveren Kom­
mission". Man spricht aber nicht von ihren tatsächlichen 
Aufgaben. Kein Wort zur Frage der Nationalen Front, der 
Stellung zur Intelligenz, der Diskussionen um die HO usw. 
Nichts zur Frage der Wandzeitung oder zur Verbindung mit 
den parteilosen Kollegen. Das alles sind aber Aufgaben der 
Massenagitation, die in einer Resolution verankert sein 
müssen, wenn diese tatsächlich als Arbeitsprogramm für die 
nächsten Monate gelten soll. %

Die Genossen haben also die kritisierten Punkte ihrer 
Resolution umformuliert. Wurde sie aber dadurch kon­
kreter? Stellt sie nun tatsächlich ein Arbeitsprogramm dar, 
das Hand und Fuß hat, mit dem die Genossen etwas an­
fangen können? Das ist nicht der Fall.

Es wäre jedoch falsch, den Genossen der Marten AG 
allein die Schuld zu geben. Der Vorwurf trifft im gleichen 
Maße den zuständigen Instrukteur des Kreisvorstandes, der 
sich um die Neufassung hätte kümmern müssen.

Die drei Beispiele aus Chemnitz zeigen also praktische 
Schwächen in der Instrukteurtätigkeit, die allerdings in an­
deren Kreisen ebenso auftreten. Daraus ergeben sich fol­
gende Schlußfolgerungen:

1. Die Instrukteurberichte müssen konkret abgefaßt sein 
und alle wichtigen Punkte enthalten, so daß man sich 
tatsächlich ein Bild von dem Zustand der besuchten 
Organisation machen kann.

2. Sie dürfen nicht als abzulegende Akte betrachtet wer­
den, sondern müssen einer alsbaldigen Auswertung un­
terzogen werden. Nur wenn die Kreis- und Stadtbezirks­
vorstände schnell und wirksam reagieren, kann ein 
Erfolg für unsere Parteiarbeit herausspringen.

3. Ein nur formales Berücksichtigen der durch die Instruk­
teure geübten Kritik durch die betroffenen Einheiten ist 
weder ihnen selbst noch der gesamten Partei dienlich. 
Die Parteileitungen und Instrukteure müssen gemeinsam 
darauf achten, daß die Kritik tatsächlich als Hilfe und 
Anleitung betrachtet wird. Nur so wird sich ihre Tätig­
keit als ein Fortschritt in unserer Parteiarbeit auswirken.

Fred Roschu
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